
BürgermeisterSeitz eröffnet um10 UhrvormittagsdieSitzung
undteilt mit ,dasser folgendenDringlichkeitsantragbetreffenddienot

wendigen
VorkehrungenfürdieGebarungderGemeindeverwaltung

biszurendgültigenBeschlussfassungüberdenVoranschlagfürdasJahr
1927demGemeinderatzurBeratungvorlege:

InsoweitderGemeinderatbiszum31 .Dezember1926einzelne
habendieGruppendesVoranschlagesfürdasJahr1927nichtgenehmigthat,

vomFinanzausschussundvomStadtsenatgenehmigtenAnsätzedesVoran-
schlagsentwurfesbis zu seiner ErledigungvomGemeinderatalsGrundlage
fürdieGebarungderGemeindeverwaltungzudienen.

DieserDringlichkeitsantragwirdensprechenddenBestimmun-¬
genderGeschäftsordnungamSchlussderSitzungverhandeltwerden.

NachdemgesternabendsdieSpezialdebatteüberdieVerwal-¬
tungsgruppePersonalangelegenheitenbeendetwurde,hältnunmehrderamts-¬
führendeStadtratdiesesRessortSpeiserdasSchlusswort.Erführtaus :
DieMinoritäthabeanderPersonalpolitikvielfachKritikgeübt .Ichmuss
aberdieseAngriffe,diezumeistPauschalverdächtigungensind ,zurückweiser
Ichhabeesvermieden,aufdieGegensätzeinderVerwaltungvoneinstund
jetzthinzuweisen.DaabervonderMinoritätderHerrBürgermeisterin
dieDebattehineingebrachtwurde,willichfolgendesfeststellen.Esist
TatsachedassderHerrBürgermeisterals LehrerwegenseinerTätigkeit
als politischerJournalistundFachjournalistmehrereMalediesziplinär
behandeltwurde.Erwurdesogar ,alserschonAbgeordneterwar ,wegenRe-¬
denin Versammlungen,in Disziplinaruntersuchunggezogen .DerWienerBe-¬
zirksschulrat hat damalsseine Entlassungausgesprochen .DiesesUrteil

hatderniederösterreichischeLandesschulratdahinabgeändert,dassder
HerrBürgermeisternichtentlassenaberzurDegradierungvomLehrerzum
Unterlehrerverurteiltwurde.DadiesesUrteilbeidendamaligenbürger-¬
lich Freiheitlicheneine starke Erregunghervorrief ,verlangtederdama-¬
ligeUnterrichtsministerdenAktvomLandesschulratabunddaswarder
GrunddassdieMassregelungandenHerrnBürgermeisternichtvollzogen
werdenkonnte .

WährenddieserAusführungenentstehteinegrosseUnruheimHaus.
ZwischenrufeerschallenundBürgermeisterSeiz ,derdenVorsitzführt
muss des öfteren umRuheersuchen .

Stadtrat Speiserstellt dannfest ,dassdie Behauptungdes
HerrnStadtratesRummelhardt,derWinexskandalseieinParteiskandalgewe-¬
sen ,nichtderWahrheitentspricht,weildieParteimitderWinexgarnicht
zu tun hatte .Weitersstellt er fest ,dass kein GroschenGemeindegeldbei

derWinexwar ,daherauchdieGemeindemitderWinexgarnichtszutun
hatte .AusdiesemGrundlehatStadtratSpeiserauchdieEinsetzungeines
Unterausschusses ,der von den Christlichsozialen verlangt wurde ,ab .



ZweiteSeiteder
StadtratSpeisererklärtdannnoch,dassdieleitendenPer-¬ DieprivateBautätigkeitisttrotzallerErleichterungen

sonenbeimMagistratnachdenGrundsätzenausgesuchtwerden,diesiebefä-unddesUmstandes,dassNeubautendemMietengesetznichtunterstehen
higendieVerwaltungs-undBetriebsreformzutragen.WennheuteindennichtinFlssgekommen.EinigeZahlenausdenJahren1925und.1926
BlätternvoneinerfeierlichenErklärungdesPersonalreferentenbezüglichbeweisendas.1925wurden225Neubasten,1926bisOktober160NeubautenderunparteiischenBehandlungderstädtischenAngestelltengeschrieben
werde,sokönneernurwiederholendasserimmerdieunparteiischeBehand¬
lingalsRichtschnurseiner/ Personalpolitikgenommenhabe.
Erwünschenicht,dassangestellte,dietreu,fleissigundbravderStadt
dienenwegenihrerGesinnunggeschädigtwerden.(Beifall),

DieAnträgederChristlichsozialenzudieserGruppewerden
teilweiseabgelehnt,teilweisedergeschäftsordnungsmässigenBehandlung
zugeführt.AbgelehntwirdderAntragaufVornahmeeinerBücherundKas¬
senkontrellederstädtischenKreditanstalt ,weildieGemeindedortüber-¬
hanptkeinenEinflusshat ,DerAntragdasWort"GemeindeWien"ausdemTi-¬
teldieserAnstaltzulöschenwirddergeschäftsordnungsmässigenBehand¬
lungzugewiesen,AbgelehntwirdderAntragdieAuguststufenvorrückungden
Pensionistenanzurechnen,fernerdieMinderheitsgewerkschaftenzuVer-¬
handlungenheranzuziehenunddie Mitgliederder Personalkommissionausde
demStandderPedienstetennachdemProporzzuwählen.Ebensowirdder
AntragaufWiederaufnahmevingestellten,diesichfreiwilligabbauen
habenlassen,abgelehnt,wasderReferentdamitbegründet,dasskeinerlei
ZwangsabbaubeiderGemeindesichvollzogenhat ,undAngestellte ,die
vollständigfreiwilligsichabbauenhabenlassen,nichtwiederangestellt
werdenkönnen,DergeschäftsordnungsmässigenBehandlungwirdderAntrag
dieBeiträgefürdenVerbandderstädtischenAngestelltennichtmehr

aufgeführt.EshandeltsichbisaufwenigeAusnahmenumKleinbauten.
EinschliesslichderUmbauten,ZubautenundAufbautenumfasstdieganzeprivateBautätigkeitrund1300Wohnungen.

DadrGemeindedurchdieWiederherstellungdesprivatenWoh¬
nungsmarktesvieletausendeWohnungenentzogenwurden,musstedieVormer¬
kungderWohnungssuchenden,wiesieimAnforderungsgesetzvorgesehenwar,
eingestelltwerdenDieGemeindehatvonihremRecht,alleVormerkungen
dieunterVoraussetzungvorgenommenwurden,dasssieüberalleWohnungen
verfüge,zustreichen,keinenGebrauchgemacht.SiehatdieQualifikation
I aufrechterhalten .DankderstarkenBautätigkeitkonntedieZahlder

mitI Qualifiziertenbis15 .Dezemberdufrund10. 000perabgemindertwer-¬
den .BisEndedesnächstenJahreswerdenvoraussichtlichauchdiesebereits
Wohnungenhaben.DadieGemeindenurmehrWohnungeninihreneigenenHäuser
zurVerfügunghat,kannsievonWohnungssuchendennurmehrAnsuchenumVer
mietungeiner Wohnungentgegennehmen.DieseAnsuchenwerdeneinerstrengen
DrüfungdenBedürftigkeitunterzogenundimallgemeinensobehandelt,wie
dieAnmeldungenunterdemAnforderungsgesetz .

lit1.Jänner1926wurdederWohnungsnachweisgeschaffen.Er
solldenWonnungssuchendensserleichternzuerfahren,wosicheinevermiet
bareWohnungbefindet;ersollanderseitsdenfreienWohnungsmarktunter
einewirksameKontrollestellen.LeiderhatsichmitdemErlöschendesAn-

tenwerdendannmitdenStimmenderSozialdemokratengenehmigt.
SOZIALPOLITIKUNDWOINUNGSWESEN .
EsgelangtnunmehrdieVerwaltungsgruppefürSozialpolitik

vomGehaltabzuziehen,zugewiesen.
DieAnsätzederVerwaltungsgruppefürFersonalangelegenheitforderungsgeatzeseinunerhörterWohnungsschacherbreitgemacht.Esist

wahrgeworden,waswirworausgesagthaben,dassnurgegenguteBezahlungen
Wohnungenerhältiichseinwerden.

AufdemGebietedesUntermietwesensisteinekleineErleichter
undWohnungswesenzurVerhandlung.DieBeratungleitet StadtratWeberungzuverzeichnen .Esist dies aufdie BesiedelungderNeubautenzurückzu

ein ,derausführt:DerVoranschlagdieserGruppegibtauchheuerdenführen.DerVerlustanWohnungenist infolgedesErzzschensdesAngorderung
BudgetdasGepEägeDasErfordernisbeträgt13h.738.980Schillingdasgesetzesungeheur.InderZeitvomJännerbisOktober1925wurdenvom
sindrund28ProzentdesBudgets.FürdieGruppeSozialpolitikwerdenWohnungsamte18. 59)Wohnungsfälleerledigt .InderselbenZeitdiesesJah-¬
12,560,190Schiliing,fürdasWohnungs=undSiedlungswesen119,047.100ressindbeimWohnungsnachweisnur12. 2½3Fällegemeldet.DerVerlustbe
SchillingundfürdiestädtischeWohnhäuserverwaltung3,E2k,090Schillinträgtalsorund6000Wohnungen.Eristdarinbegründet,dassvieleWohnungen
ausgegebenwerden,InderVerwaltungsgruppeistinsoferneeineVerändeüberhauptnichtmehrvermietetwerdenundnichtwenigeWohnungenzuGe-¬ungeingetreten,dassandieStelledesWohnungsamtesdiestädtischeschäftslokalenumgewandeltwurden.
Wohnhäuserverwaltungfetretenist ,dievonJahtzuJahrimmergrössee DieSchlichtungsstellenderGemeindewurdenauchindiesem
BedeutungerlangtDuurchdasErlöschendesWohnungsanforderungsgesetzes"ahrsehrstarkinAnspruchgenommen.DieseEinrichtunghatsichbereits
wurdendemWohnungsamtedieGrundlagenfürseineArbeitenentzogen.Eseingebürgertundbewährt,GewisswirdinvielenhundertenFällenbeiHausmusstesichzuBeginndesJahresdaraufbeschrääken,dierestlichenAk-reparaturendieSchlichtungsstellenichtinAnspruchgenommen.Eskann
tenaufzuarbeitenundinderFolgeübriggebliebeneAgendenindiestädalsodieZahlderReparaturenbeträchtlichhöherangesetztwerden.Leider
tischeWohnhausverwaltungzuüberführen,DieserjeheEingriffindieBe-fehlteinenUebersichtüberdieHöhedesderzeitigenInstandhaltungszinses
wirtschaftungdesWohnungsmarktesbliebnurdankderangespanntenBau-IchgebederHoffnungAusdruck,dassdieRegierungdenAntragdesAbgeordne
tätigkeitderGemeindeohneernstlicheundschwereFolgenEsgelangdertenDr .DannebergaufamtlicheErhebungüberdieHöhedesInstandhaltungs-¬
städtischenWohnhausverwaltungdieObdachlosigkeitmindestens ,wasdie zinseszurDurchführungbringt.
Familienanbelangt,soniedrigzuhalten ,wieesfrüherniederFall ImengenZusammenhangemitderArbeitslosenfragestehtdieBe-¬
war .NacheinemBerichtdesObdachlosenheimessinddortgegenwärtigrufsberatung.DasAmtwurdeauchimletztenJahrausgestaltet.Esistun¬
2h Familienuntergebracht . vondenunterbrochenbemüht,seineeigenenErfahrungenunddieErfahrungen,diein
Wohnungsbautendes25,000Wohnungenprogrammessindbis15 .DezemberdiesanderenBerufsberatungsämterngesammeltwurden,auszunützen .Leiderist
Jahres15. 651besiedeltgewesen;zurBesiedlungkommenjetzt . 431WohnundieZahlderzurVerfügungstehendenLehrstellenüberausgering.Bis
gen;imBausindnoch. 918Wohnungen.Wirhabenalso,wasdasBautempoOktoberstandenindiesemJahrnur. 287LehrstellenzurVerfügung
anbelangt,unserVersprechennichtnureingehalten,sondernauchüber -während11. 500Neuanmeldungenerfolgten.
holt .VorwenigenWochenhatderGemeinderatdenBauvonweiteren5000 DerVorsitzendeGemeinderatSchorschunterbrichtnun¬
Wohnungenbeschlossen.NachFertigstellungdieserWohnungen,wasallerMehrdieSitzungdieumvierUhrfortgesetztwerdenwird.VoraussichtimJahre1928der Fall sein wird ,wirddie Gemeindeein-¬

schliesslichderWohnungeninihremaltenHausbesitzüberrund17.000Wonnungenverfügen.
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